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Vorwort

Das Gesetz zur Zusammenfassung und Modernisierung des nieders�chsi-
schen Kommunalverfassungsrechts vom 17. Dezember 20101 machte eine
Neuauflage des 1989 in erster, 1999 in zweiter und 2006 in dritter Auflage
erschienenen Lehrbuchs „Nieders�chsisches Kommunalrecht“ erforderlich.
Mit dem Gesetz werden die Nieders�chsische Gemeindeordnung (NGO), die
Nieders�chsische Landkreisordnung (NLO), das Gesetz �ber die Region Han-
nover (RegHanG), das Gesetz �ber die Neugliederung des Landkreises und der
Stadt Gçttingen (GçttG) sowie die Verordnung �ber die çffentliche Bekannt-
machung von Rechtsvorschriften kommunaler Kçrperschaften aufgehoben
und mit Inkrafttreten am 1. November 2011 durch ein einheitliches Nieder-
s�chsisches Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) ersetzt. Die bisherigen
gesetzlichen Regelungen enthielten in weiten Teilen parallele Bestimmungen
f�r Gemeinden, Landkreise und die �brigen Kommunen. Durch die Zusam-
menfassung dieser Gesetze im neuen NKomVG sind diese Mehrfachregelun-
gen und Verweisungen entfallen.

Die Gliederung des Lehrbuchs ist unver�ndert geblieben, weil schon in den
bisherigen Auflagen die Gemeinde- und Kreisverfassung gemeinsam dar-
gestellt worden sind. Mit dem NKomVG werden die Kommunen auch in der
gesetzlichen Systematik einander angen�hert, ohne dass hierbei �bersehen
werden darf, dass die Grçßenverh�ltnisse in der Wirklichkeit unterschiedlich
sind. Dies zeigt sich insbesondere, wo Gemeinden und Kreise im Wettbewerb
miteinander stehen oder Konflikte zwischen ihnen zu bew�ltigen sind.

Die F�lle des Stoffes zwang zur Beschr�nkung auf das Exemplarische.
Rechtsprechung und Schrifttum werden jeweils nur in einer Auswahl zitiert.
Der zu Beginn eines jeden Abschnitts skizzierte, regelm�ßig der Rechtspre-
chung entnommene „Leitfall“ und dessen Lçsungshinweise sind dem Ziel
verpflichtet, dass der Leser die praktische Dimension dieses �beraus bedeut-
samen Rechtsgebietes nie aus den Augen verlieren mçge.

Das Kommunalrecht gehçrt zu den wenigen Rechtsmaterien, die der Ge-
setzgebung der Bundesl�nder verblieben sind. Schon dieser Umstand recht-
fertigt und erfordert geradezu eine landesspezifische Darstellung des Stoffes.
Sie wird bewusst in den Zusammenhang einer „Renaissance des Landes-
rechts“ gestellt, in der sich die Rechtswissenschaft wieder zunehmend der
fçderalen Vielfalt des çffentlichen Rechts widmet.

Das Lehrbuch und seine nunmehr vorgelegte vierte Auflage sind im Institut
f�r Kommunalrecht der Universit�t Osnabr�ck entstanden. Ich widme es mei-
nen Mitarbeitern, die mich stets hilfreich unterst�tzt haben. Besonderer Dank
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gilt Frau Assessorin Elke H�lsmann, die durch ihren Einsatz entscheidend
dazu beigetragen hat, dass die Neubearbeitung des Lehrbuchs schon vor
Inkrafttreten des Kommunalverfassungsgesetzes vorgelegt werden konnte.

Osnabr�ck, im Februar 2011 Jçrn Ipsen
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